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etwas von der Natur Vorgegebenes und nicht um eine Entwicklung, die von der älteren Gene¬
ration zu verantworten ist und rechtzeitig erkennbar war.

Das Gesamtkonzept "Hochschule 2001" geht von der Prämisse abnehmender
Studentenzahlen in den 90er Jahren aus und damit wird man Opfer der eigenen "Taktik progno¬
stischer Unterschätzung" der Studentenzahlen. Die Abnahme soll eintreten, weil "die
'Pillenknick-Generation' die Hochschulen erreicht". 115 "Nach Jahren stürmischen Wachstums
der Studentenzahlen"116 ("Vorpillengeneration", d.V.) erreicht die 'Pillenknick-Generation'
das Hochschulalter.

Früher "galt es, Bildungsreserven auszuschöpfen und für die wirtschaftliche Entwicklung
nutzbar zu machen. ... Das Schlagwort hieß: Öffnung der Hochschulen ... (NRW) hat sich ...
eine neue Ressource erschlossen: Die Begabung seiner Menschen". 117 Übrigens hält sich das
Klischee von den " Studentenströmen"lls hartnäckig, und die Frauen werden besonders
'begeistert' sein über den Satz: "Man kann die 'Infrastruktur' der Familie nutzen und so die
Kosten erheblich senken." 119

7.4.2.4 Geschönte Parolen

Parolen sind in der Politik nichts Neues. Um ein bestimmtes Ziel zu erreichen, erscheint es
zweckmäßig, sie zur rechten Zeit als wirksames taktisches Mittel einzusetzen. Die Wirkung der
am Anfang der Hochschulreform stehenden Pichtschen "Bildungskatastrophe" und des Dahren-
dorfschen "Bildung ist Bürgerrecht" (vgl. Kap. 2.3) sind zwei derartige Parolen, die die
Öffentlichkeit aufrütteln und Bildungspolitik zu einem vordringlichen Thema machen sollten.
In einem Fall wurde mit einer Horrorparole auf Angst gesetzt: wenn das Bildungswesen nicht
verbessert würde, wäre der Wohlstand gefährdet, denn wir könnten im internationalen Wettbe¬
werb nicht mithalten. Und im anderen Falle wurde an ein Grundrecht anknüpfend gefordert,
die vorhandene Chancenungleichheit zu beseitigen, um dann allerdings statt dessen zu einer
technokratischen Lösung der Effizienzsteigerung des Hochschulsystems umzuschwenken.
Beides führte damals zusammen dazu, daß der Ausbau des Bildungswesens^ vorangetrieben
wurde, jedoch eher mit dem Ziel, genügend qualifizierte Arbeitskräfte verfügbar zu haben als
Chancengleichheit zu verwirklichen, denn als das Ziel erreicht war, schwand das Interesse an
einem modernen Bildungssystem und die zum weiteren Ausbau notwendigen Ressourcen
wurden nicht bereitgestellt. Die Finanzpolitiker hatten sich für andere Prioritäten entschieden.

Als es im Jahre 1982 um Einsparungen im Hochschulbereich durch Abbau von Studiengän¬
gen und Stellen ging, wurden geschönte Parolen eingesetzt. So war von "Konzentration und
Neuordnung" die Rede, und ab 1987 wurden die Begriffe "Hochschulstrukturkonzept",
"Perspektiven der Hochschulentwicklung" und "Aufgabenkritische Überprüfung des Personal¬
bestandes" benutzt, aber nicht von der Aufhebung von Studiengängen, prozentualem Kapazi-

H5 Hochschule 2001, S. 52.
H6 Ebd., S. 5.
u 7 Hochschule 2001, Fakten, S. 9-11. Die Kursivsetzungen stammen vom Verfasser.
HS Ebd., S. 32.
119Ebd., S. 41.
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tätsabbau in Fächern und/oder Stellenabbau gesprochen. Angeblich ging es darum, "den Hoch¬
schulen" - nicht dem Wissenschaftsminister - "Handlungsspielräume für Umorientierung und
die Optimierung der Aufgabenerfüllung in den 90er Jahren zu verschaffen". 120 Hochschulen
seien "Hoffnungsträger ihrer Region". "Staatliche Planung kann und soll ... die Entwicklung
zum gesellschaftlich Gewünschten hin ordnen und regeln. In der Suche nach einer Vision von
der 'Hochschule 2001' liegt die Chance zu einer Bildungsoffensive. Die Chance, sich nicht nur
der Früchte der einstigen Bildungsreform zu vergewissern, sondern mit neuem Elan eine zweite
Phase der Bildungsreform in Angriff zu nehmen. " 121

Die den Hochschulen zumindest vorerst entzogenen Stellen sollen dazu dienen, die
"Innovationskraft und Forschungsfähigkeit weiter zu stärken". 122 Die vier Verordnungen,
durch die ausschließlich zahlreiche Studiengänge "aufgehoben" wurden, erhielten die Uber¬
schrift "Sicherung der Aufgaben im Hochschulbereich". Die Maßnahmen des
Wissenschaftsministers, die den Hochschulen zunächst einmal Einbußen brachte, dienten dem
Lande NRW dazu, ohne zusätzliche Haushaltsmittel neue Aufgaben anzugehen. Für die einzel¬
nen Hochschulen war nicht erkennbar, wie hoch ihr Anteil an der Dispositionsmasse sein
würde, ob sie also zu den Gewinnern oder Verlierern gehören würden. Deshalb wurden die
verschiedenen Taktiken eingesetzt, um ihre Skepsis bzw. ihr Mißtrauen gegenüber den massi¬
ven Eingriffen zu mindern und das ministerielle Vorgehen zu rechtfertigen. Auch mit dem
Problem der Chancengleichheit brauchte man sich nicht mehr zu befassen, denn:

"Noch zu Beginn der 60er Jahre war Bildung ein Privileg. Kindern aus Arbeiterfamilien
war der soziale Aufstieg über Gymnasium und Universität weitgehend verschlossen.
Hier lag der Ansatz für die Politik der Bildungsreform jener Zeit. 'Chancengleichheit'
hieß die Forderung." 123

Der Text unterstellt, das Problem der Chancengleichheit sei gelöst. 124 Geschönte Parolen
werden hier gleich zweimal mit impliziten Unterstellungen eingesetzt: einmal als eine angeblich
damals geglückte Bildungsreform und zum zweiten durch die dabei erreichte Chancengleich¬
heit. Tatsächlich blieb beides in Ansätzen stecken. Die Bildungsreform konzentrierte sich
darauf, den gesellschaftlichen Reproduktionsbedarf zu erfüllen, jedoch weder auf eine struktu¬
relle Umgestaltung des Bestehenden durch ein neues Schul- und Hochschulsystem
(Gesamtschulen und Gesamthochschulen) noch auf inhaltliche Veränderungen, wie sie im
dritten Modell der OECD-Studie (vgl. Kap. 4.2) vorgestellt worden waren. Welche differenten
Entwicklungen die Aspekte der Chancenverbesserung in den 80er Jahren tatsächlich nahmen,
wird im Kapitel 8.3 untersucht.

120 Erlaß vom 21.03.1988, ohne Geschäftszeichen, S. 1 f.
121 Die letzten Zitate wurden "Hochschule 2001", S. 1-39 entnommen und ließen sich beliebig vermehren. Der letzte
Satz unterstellt, daß eine Bildungsreform stattgefunden hat und ernsthaft an eine zweite gedacht wird (S. 39).
IH Ebd., S. 187.
123 Ebd., S. 9.
124 In der 12. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerkes, der fundiertesten Untersuchung zu dieser Frage, ist für
die 80er Jahre hinsichtlich der Bildungsbeteiligungsquote von Arbeiterkindern eine rückläufige Entwicklung zu erken¬
nen. Vgl.: Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Das soziale Bild der Studentenschaft in der
Bundesrepublik Deutschland, Bonn 1989, S. 100 ff. Die Bildungsbeteiligungsquote der Arbeiterkinder sank von 1982
(100%) auf 79% (1985 u. 1987) und stieg dann wieder leicht auf 95% (1988) an, jedoch ohne den Ausgangswert zu
erreichen (S. 102).
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